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«Herrgottschtärne

Der Masseneinwanderungs-Ar-
tikel ist mit EU-Normen nicht 
vereinbar. Das müssen wir jetzt 
einfach einmal zur Kenntnis 
nehmen. Aber früher oder spä-
ter wird das Volk nochmals ab-
stimmen können.
Worüber?
Über das Ausführungsgesetz 
zum Einwanderungs-Artikel, 
das der Bundesrat erarbeitet. 
Die Eckwerte, die wir kennen, 
sind gut und verfassungskon-
form. Die Bundesratsparteien 

FDP-Präsident Philipp Müller ärgert  
sich über Firmen, die hemmungslos  
Arbeitskräfte aus dem Ausland holen enenn

Interview: Christoph Lenz  
und Joël Widmer

Herr Müller, das Volk hat 
die Einheitskasse klar abgelehnt. 
Knapper dürfte es Ende November 
bei der Ecopop-Initiative werden, 
die die Zuwanderung auf rund 
16 000 Personen pro Jahr be-
schränken will. Schon nervös?
Philipp Müller: Kein bisschen. 
Das Volk hat schon am 
9. Februar klargemacht, 
dass die Zuwanderung 
reduziert werden muss. 
Ecopop ist viel zu radikal.
Aber die Ängste der Bevöl-
kerung sind weiterhin da, 
die Zuwanderung ist unver-
mindert hoch.
Es stimmt, es gibt diesen 
Unmut im Volk. Und vie-
le Leute definieren Le-
bensqualität heute nicht 
mehr nur über das Mate-
rielle, sondern auch über 
Ruhe, Zeit und Natur. 
Wir müssen unsere Poli-
tik stärker auf diese Be-
dürfnisse ausrichten.
Ecopop bedient doch gera-
de diese Sehnsüchte. Wie 
wollen Sie das Volk von 
 einem Nein überzeugen?
Wir sehen einer wirt-
schaftlichen Stagnation 
entgegen. Damit wird auch die 
Einwanderung von Arbeitskräf-
ten sinken.
Das Zuwanderungsproblem löst 
sich also von selber? 
Das sage ich nicht. Aber das 
Wachstum, eine der Triebkräf-
te hinter der hohen Zuwande-
rung, wird sich abschwächen.

Wo ist der Tatbeweis, dass die Po-
litik die Zuwanderung spürbar 
senken kann?
Die FDP weist schon seit 2008 
darauf hin, dass die Einwande-
rung aus Drittstaaten zu hoch 
ist. Trotz Kontingenten für 3500 
Arbeitskräfte sind jedes Jahr  
40 000 bis 45 000 gekommen. 
Sie wollen die Drittstaaten-Kon-
tingente radikal herunterfahren?

Nein, aber zum Beispiel die Ket-
tenmigration beim Familien-
nachzug. Das heutige Auslän-
dergesetz wäre gut, wird aber 
nicht konsequent angewendet. 
Auch die vorläufig Aufgenom-
menen müsste man, sobald es 
möglich ist, wegschicken.
Nun soll die Zuwanderung durch 

Aktivierung der inländischen  
Arbeitskräfte sinken. Die Fach-
kräfte-Initiative von Bundesrat 
Schneider-Ammann ist aber nur 
ein laues Lüftchen. Reicht das, um 
den Ecopopisten den Wind aus 
den Segeln zu nehmen?
Ob das zu wenig ist, wird die 
Abstimmung im November zei-
gen. Entscheidend sind zwei 
Dinge. Erstens müssen wir die 

Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie verbessern. 
Ein Beispiel: Meine drei 
Töchter sind alle sehr 
gut ausgebildet. Sie 
wollen später vielleicht 
eine Familie gründen, 
aber sie wollen deswe-
gen nicht aufhören zu 
arbeiten. Da müssen 
wir Lösungen finden.
Zweitens?
Zweitens haben wir ein 
Problem mit der Alters-
gruppe 50 plus. Diese 
hat es teils extrem 
schwer, einen Job zu 
finden. Ältere Stellen-
suchende werden heute 
benachteiligt, weil sie 
beispielsweise wesent-
lich höhere BVG-Beiträ-
ge zahlen müssen. Wir 
wollen, dass jüngere 
und ältere Arbeitneh-

mer gleich viel bezahlen.
Die Probleme sind bekannt. Aber 
wo sind die Fortschritte?
Das Parlament hat auf Initiati-
ve der FDP viele Massnahmen 
zur Einschränkung der Zuwan-
derung beschlossen. Aber der 
Bundesrat setzt sie einfach 
nicht um.

Was schlagen Sie vor?
Wir müssen radikal umdenken. 
Wir müssen Hürden herunter-
reissen für die Frauen und die 
Älteren im Land. Wir müssen 
lernen, nicht nur die Bedürfnis-
se der Arbeitgeber durchzuset-
zen, sondern auch die Bedürf-
nisse der Arbeitnehmer zu be-
friedigen.
Was erwartet denn der Gewerk-
schafter Philipp Müller von den 
Firmen bezüglich Teilzeitarbeit?
(Lacht) Auf den Gewerkschaf-
ter kommen wir noch zurück.
Ist Arbeitnehmervertreter Müller 
besser?
Ich sage doch nur, wir müssen 
die Interessen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer besser in 
Einklang bringen.
Die Unternehmer sind gefordert.
Alle sind im Rahmen der geleb-
ten Sozialpartnerschaft gefor-
dert, auch die Gewerkschaften.
Doris Leuthard wirft den Unter-
nehmern vor, sie hätten seit dem 
9. Februar zu wenig getan, um in-
ländische Arbeitskräfte einzubin-
den. Teilen Sie diese Meinung?
Ein gewisser Teil dieser Aussa-
ge ist berechtigt. Es ist doch völ-
lig schräg, wenn der Arbeitge-
berverband in der aktuellen Si-
tuation verlangt, dass die Kon-
tingente für Einwanderung aus 
Drittstaaten erhöht werden! 
Wo wir doch immer noch die 
volle Personenfreizügigkeit mit 
der EU haben. Herrgottschtär-
ne! Da haben doch die Leute 
kein Verständnis dafür! Die 
macht man doch nur zornig! 
Wegen solcher Dinge landen 
wir am Schluss bei Ecopop.

Noch immer sind viele Arbeit-
geber skeptisch, wenn Männer 
Teilzeit arbeiten wollen.
Teilzeitjobs einzurichten, ist 
nicht für alle Betriebe gleich 
einfach. Aber wenn Unter-
nehmer finden, ein Teilzeitmit-
arbeiter sei ein minderwertiger 
Mitarbeiter, dann muss ich sa-
gen: Es ist Zeit, aufzuwachen.
Die FDP wirbt mit Gemeinsinn für 
sich. Wo ist dieser Gemeinsinn bei 
der Wirtschaft?
Wir müssen aufhören, nur den 
Weg des geringsten Wider-
stands zu gehen und Arbeits-
kräfte im Ausland zu rekrutie-
ren. Ein guter Unternehmer 
muss auch das gesellschaftliche 
Umfeld berücksichtigen.
Sie stimmen aber zu: Das Prinzip 
Freiwilligkeit, auf das Johann 
Schneider-Ammann setzt, führt 
bislang zu nichts.
Sie wissen, ich bin stolz auf un-
sere Unternehmer. Eurokurs, 
hohe Lohnkosten, hohes Preis-
niveau – die haben es nicht ein-
fach und sind trotzdem interna-
tional sehr konkurrenzfähig.  
Es gibt einfach ein paar schwar-
ze Schafe, die es immer noch 
nicht begriffen haben.
Wenn man die Zuwanderungszah-
len anschaut, dann müssen es ein 
paar grosse Unternehmen sein. 
Was passiert, wenn die Unterneh-
mer nicht aufwachen?
Dann sind sie selbst schuld.  
Das Volk hat am 9. Februar der 
unbegrenzten Einwanderung 
einen Riegel geschoben, die Po-
litik hat das nun umzusetzen.
Wie soll diese Umsetzung aus-
sehen?

 «Es ist völlig schräg, 
wenn der Arbeitgeber-

verband mehr Einwanderer 
aus Drittstaaten fordert.»

 «Wir müssen 
radikal 

umdenken und 
Arbeitsmarkt-
Hürden für Frauen 
und Ältere 
herunterreissen.»
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SVP kann Perrins Sitz
nicht verteidigen
Neuenburg – Die SVP fliegt nach 
nur knapp anderthalb Jahren aus
der Neuenburger Kantonsregie-
rung. Der SVP-Kandidat Raymond 
Clottu unterlag bei der Ersatzwahl 
für den zurückgetretenen Yvan 
Perrin am Sonntag Laurent Favre 
von der FDP. Die Neuenburger
Regierung bleibt aber links. 

BKW verzichten auf
zwei Projekte
Bern – Der Berner Stromkonzern 
BKW gibt seine Projekte für Gas-
kraftwerke auf. Sowohl die Beteili-
gung am Gaskraftwerk in Cornaux 
NE wie das von den BKW geplante 
Gaskraftwerk in Utzenstorf BE sind
kein Thema mehr. «Beide Projekte 
rechnen sich nicht», sagt BKW-
Chefin Suzanne Thoma im Inter-
view mit SonntagsBlick. 

Piloten fliegen wieder
Paris – Nach zwei Wochen und 
Hunderten gestrichenen Flügen ist 
der längste Streik bei Frankreichs
grösster Fluggesellschaft Air
France beendet. Die Piloten-
gewerkschaft SNPL lenkte gestern
ein, obwohl sie nicht die Arbeits-
bedingungen aller Piloten sichern
konnte. Die Verhandlungen sollten 
laut einem SNPL-Sprecher in
einem «ruhigeren Rahmen» fort-
gesetzt werden.

Lufthansa setzt 
Schweizer Personal ein
Hamburg (D) – Die Lufthansa
bricht laut «Spiegel» mit Konzern-
traditionen. Die deutsche Airline
will aus Spargründen einen Teil ih-
rer Langstreckenflotte mit exter-
nen Piloten besetzen. Maschinen 
vom Typ Airbus A340 würden an 
die Genfer Fluggesellschaft Private 
Air verliehen und dann samt 
Schweizer Cockpitpersonal zu-
rückgemietet. Ein erster Versuch
soll im November 2015 starten.

Obama hat IS-Gefahr 
unterschätzt
Washington – Die USA haben die 
Gefahr unterschätzt, dass islamis-
tische Extremisten vom Bürger-
kriegsland Syrien aus aktiv werden 
und eine Offensive starten könn-
ten. Das räumte US-Präsident 
Barack Obama ein. Die Extremis-
ten seien im Umgang mit sozialen 
Medien und der Anwerbung aus-

e!»

haben diese Strategie mehr-
fach abgesegnet. Jetzt stelle 
ich plötzlich fest, dass sich 
Parteien davon verabschieden 
und zu hyperventilieren be-
ginnen. Wir sind die einzigen, 
die dem Bundesrat den Rü-
cken stärken und den Volks-
willen umsetzen 
wollen.
Sie wollen also im 
Parlament eine kon-
sequente ...
... eine korrekte ...
... Umsetzung verab-
schieden. Und sie 
nachher via Referendum wieder 
bekämpfen?
Gibt es eine harte Umsetzung, 
werden Linke das Referendum 
ergreifen. Gibt es eine zu wei-
che Umsetzung, wird es die 
SVP tun. Wir werden uns dann 
überlegen, wie wir damit um-
gehen wollen.
Sie drücken sich um die Antwort 
auf die Frage.
Überhaupt nicht. Unsere Posi-
tion können wir doch erst fest-
legen, wenn wir wissen, wie 
das Gesetz aussieht.
Wollen Sie die Personenfreizü-
gigkeit beibehalten?

Wir wollen die bilateralen 
Verträge beibehalten. Ich set-
ze grosse Hoffnungen in Aus-
senminister Didier Burkhalter 
und sein Team.
Glauben Sie, dass er auch die 
Freizügigkeit retten kann?
Fakt ist, in der heutigen Form 

ist die Freizügig-
keit nicht verein-
bar mit der neuen 
Verfassungsnorm. 
Die Alpenschutz- 
Initiative wurde 
auch nicht knall-
hart umgesetzt, die 

Initianten waren kompromissbe-
reit. Wäre das eine Lösung – dass 
die SVP von ihrer harten Position 
abrückt?
Die SVP muss wie alle Par- 
teien beitragen, eine Lösung 
zu finden, die im Interesse des 
Landes ist. Das tönt jetzt halt 
sehr staatspolitisch: Eine Lö-
sung, die ermöglicht, dass wir 
Frieden und Ruhe haben. Wir 
müssen irgendwie den Rank 
finden mit der EU. Um uns he-
rum gibt es 500 Millionen 
Menschen. Wir sind das Galli-
erdorf in der Mitte. Aber wir 
haben keinen Zaubertrank.

d i d I itianten

 «Wir sind 
das 

Gallierdorf. 
Aber ohne 
Zaubertrank.»
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